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Büro Brüssel 

EU-INFORMATIONEN DES DEUTSCHEN ANWALTVEREINS, BÜRO BRÜSSEL 
RAe Eva Schriever LL.M. (V.i.S.d.P.), Christian Schwörer, Dorothee Wildt, LL.M., Britta Kynast  

JUSTIZ & INNERES: FLUGGASTDATENSPEICHERUNG SOLL KOMMEN – RAT 
Der Rat beriet am 21. Oktober 2014 über den Sachstand der Leitlinien des Rates im Bereich Freiheit, 
Sicherheit und Recht. Fazit: Es gilt, den Herausforderungen des Terrorismus gerecht zu werden. In die-
sem Zusammenhang wurde betont, dass die Richtlinie zur Verwendung von EU-Fluggastdaten (PNR) 
vorrangig behandelt werden solle. Der Vorschlag der Kommission von 2010 war vom Ausschuss für 
Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) des EU-Parlaments im Jahr 2013 abgelehnt worden 
(s. EiÜ 15/13). Das Gesetzgebungsvorhaben soll nun laut Rat zügig vorangetrieben werden. Dies be-
kräftigte auch Innenminister de Maizière in einer Antwort auf eine kleine Anfrage der Bundestagsfraktion 
Die Linke. Der Rat strebt außerdem an, dass die Justiz- und Innenminister auf ihrer Sitzung am 4. und 
5. Dezember 2014 einen vorläufigen Standpunkt zu den Richtlinienvorschlägen zur vorläufigen Pro-
zesskostenhilfe und zur Unschuldsvermutung im Strafverfahren festlegen. In derselben Sitzung soll der 
Stand der Verhandlungen zur Errichtung einer Europäischen Staatsanwaltschaft erörtert werden (s. EiÜ 
29/14, 22/14). Schließlich werden auch die Hoffnungen auf einen baldigen Abschluss der Datenschutz-
Grundverordnung genährt: spätestens im Frühjahr 2015 soll eine allgemeine Ausrichtung erzielt werden 
(s. EiÜ 33/14, 22/14).  
 

OETTINGERS PLÄNE ZUM EU-URHEBERRECHT – KOM 
Noch hat die Kommission ihre Arbeit nicht aufgenommen, doch Günther Oettinger, der neue Digital-
kommissar, hat schon große Pläne: durch ein einheitliches EU-Urheberrecht soll ein echter digitaler 
Binnenmarkt entstehen. Probleme wegen ausländischer IP-Adressen oder für Anbieter grenzüber-
schreitender Internetdienste sollen dann der Vergangenheit angehören. Des Weiteren sollen Onlinean-
bieter in Europa durch Vertragsschluss mit einer Verwertungsgesellschaft eine in der gesamten EU gül-
tige Vertriebslizenz bekommen. Die Vertriebsgesellschaften sollen außerdem künftig in einem EU-
weiten Wettbewerb stehen. Oettinger will die geplante Reform mit der Einführung einer Urheberrechts-
abgabe verbinden. Diese soll nicht nur von europäischen Nutzern, sondern auch von Unternehmen aus 
Drittstaaten wie etwa dem US-Konzern Google erhoben werden. Ein Gesetzentwurf für die Reform soll 
laut Oettinger voraussichtlich erst 2016 veröffentlicht werden. Die Reform des Urheberrechts wurde be-
reits Ende 2013 durch eine öffentliche Konsultation der Kommission eingeleitet, zu der über 10.000 Bei-
träge (darunter die Stellungnahme Nr. 10/2014 des DAV) eingingen (s. Bericht). Der Rechtsausschuss 
(JURI) und der Ausschuss für Kultur und Bildung (CULT) des EU-Parlaments führen am 11. November 
2014 eine öffentliche Anhörung zur Zukunft des Urheberrechts durch. 
 

VORSCHLÄGE ZUR ERHÖHUNG DER RICHTERZAHL – EUG 
Das Gericht der Europäischen Union (früher „Gericht erster Instanz“) soll mehr Richter bekommen. Das 
ist - angesichts aktueller Schadensersatzforderungen in Höhe von 20 Mio. EUR wegen überlanger Ver-
fahrensdauern - auch dringend erforderlich. Auf Anfrage der italienischen Ratspräsidentschaft hat der 
Gerichtshof der EU am 17. Oktober seine Vorschläge (ST 14448 2014 INIT, Dokument auf Anfrage 
beim Rat der EU erhältlich) zur Ausgestaltung der angedachten Erhöhung der Richterzahl präsentiert. 
Durch die Reform sollen das Gericht, bei dem mit ca. 1600 Fällen derzeit mehr als doppelt so viele Fälle 
wie beim EuGH anhängig sind, entlastet werden und Schwierigkeiten bei der Richterernennung für das 
Gericht für den öffentlichen Dienst überwunden werden. Der Gerichtshof schlägt vor, in drei Schritten 
die Zahl der Richter am Gericht auf zwei Richter pro Mitgliedstaat zu verdoppeln. Zunächst sollen 
schnellstmöglich 12 weitere Richter bestellt werden (s. bereits Antrag von 2011; EiÜ 11/13). In einen 
zweiten und dritten Schritt sollen 2016 sieben und 2019 neun zusätzliche Richter – jeweils anlässlich 
der regulären teilweisen Neubesetzung – ernannt werden. Dem Gericht soll im Rahmen des zweiten 
Reformschrittes zudem die Zuständigkeit für die erstinstanzlichen Rechtsstreitigkeiten im Bereich des 
öffentlichen Dienstes der EU übertragen werden. Im Zuge dieser Übertragung könnten die Mitgliedstaa-
ten, die bisher einen Richter am Gericht für den öffentlichen Dienst stellen, diesen für eine Stelle am 
Gericht nominieren. Mit den Vorschlägen gibt der Gerichtshof der Erhöhung der Richterzahl am Gericht 
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den Vorrang vor einer nach dem Vertrag über die Arbeitsweise der EU ebenfalls möglichen Neugrün-
dung eines zusätzlichen Spezialgerichts. 
 

URTEIL ZUM „FRAMING“: DIE NETZFREIHEIT SIEGT! – EUGH  
Am 21. Oktober 2014 fällte der EuGH in der Rs. C-348/13 einen Beschluss, der potentiell Auswirkungen 
auf jeden Internetnutzer hat. Der BGH hatte die Frage vorgelegt, ob das Setzen „framender“ Links eine 
Urheberrechtsverletzung i.S.d. Art. 3 Abs. 1 der Urheberrechtsrichtlinie 2001/29/EG darstellt (s. EiÜ 
18/13). Um „framende“ Links handelt es sich, wenn per Link Inhalte auf einer Internetseite zugänglich 
gemacht werden, die auf anderen Websites bereits veröffentlicht sind. Im konkreten Fall ging es um die 
Einbettung eines Youtube-Videos. Der EuGH entschied, dass eine Verletzung dann nicht vorliege, 
wenn kein neues Publikum erschlossen und keine neue Technologie verwendet werde, die sich vom ur-
sprünglichen Wiedergabeverfahren unterscheide. Er stellte somit klar, dass es sich bei „framenden“ 
Links im übertragenen Sinne um Zitate des Originals handele und nicht um rechtswidrige Kopien, die 
dem Vervielfältigungsrecht unterfielen. Der EuGH bezieht sich in seiner Entscheidung auf die vorherge-
hende Svensson-Entscheidung (Rs. C-466/12), in der er festgestellt hatte, dass das Setzen von Hyper-
links ebenfalls keine urheberrechtliche Nutzungshandlung darstelle. Aufatmen können nach dem Be-
schluss des EuGH insbesondere die Nutzer sozialer Netzwerke, die sich bis dato durch die Verbreitung 
von Links potentiell der Gefahr aussetzten, abmahnungsfähige Urheberrechtsverletzungen zu begehen. 
 

GELDWÄSCHEPRÄVENTION: PRAXISLEITFADEN FÜR ANWÄLTE – CCBE 
Rechtsanwälte sollen in der Praxis Geldwäscherisiken leichter erkennen und vermeiden können. Mit 
diesem Ziel haben der Rat der europäischen Anwaltschaften (CCBE), die American Bar Association 
(ABA) und die Internationale Bar Association (IBA) am 21. Oktober 2014 einen gemeinsamen Praxisleit-
faden "A Lawyer's Guide to Detecting and Preventing Money Laundering" vorgestellt. Dieser vermittelt 
eine Übersicht über das im jeweiligen Fall anwendbare Recht und zeigt mögliche Risikoszenarien auf, 
in denen sich Rechtsanwälte der Gefahr aussetzen, in Geldwäschedelikte involviert zu werden. Der 
Leitfaden enthält zudem Hinweise, wie Rechtsanwälte Geldwäschedelikte schneller erkennen können. 
Schließlich zeigt der Leitfaden einige Fallbeispiele von Geldwäscherisiken und empfohlenen Reaktionen 
auf, welche für die Erkennung von Geldwäscherisiken noch weiter sensibilisieren sollen. 
 

FORTSCHRITTE BEI BEKÄMPFUNG VON DISKRIMINIERUNG NÖTIG! – RAT 
Diskriminierungen wegen der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität sollen in der EU 
bald der Vergangenheit angehören. Dazu forderten die scheidende Interimskommissarin für Justiz, Mar-
tine Reicherts, und die Vizepräsidentin des EU-Parlaments, Ulrike Lunacek, konkrete Maßnahmen auf 
einer von der italienischen Ratspräsidentschaft in Zusammenarbeit mit der Agentur der Europäischen 
Union für Grundrechte ausgerichteten Konferenz. Reicherts betonte, die EU-Kommission müsse bei all 
ihren Bemühungen im Rahmen ihrer Kompetenzen bleiben, daher sei die Rolle der Mitgliedstaaten ent-
scheidend, um Initiativen voranzubringen. Der seit Jahren im Rat blockierte Vorschlag zur horizontalen 
Gleichbehandlungsrichtlinie könne möglicherweise zunächst im Rahmen einer verstärkten Zusammen-
arbeit angenommen werden, um ein endgültiges Scheitern zu vermeiden. Reicherts begrüßte, dass 
auch der neue Kommissionspräsident Juncker die Richtlinie ausweislich seiner Leitlinien als Priorität 
weiterverfolgen wolle. Lunacek verwies auf die Entschließung des Europäischen Parlaments zu Homo-
phobie und Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung und der Geschlechtsidentität vom 4. 
Februar 2014. Dreizehn Mitgliedstaaten würden den darin enthaltenen Aufruf, einen Fahrplan für eine 
umfassende Politik zum Schutz der Grundrechte von LGBTI (Lesbian, Gay, Bisexual, Transgen-
der/Transexual and Intersexed)-Personen zu erarbeiten bereits unterstützen. 
 

EIÜ-BEZUG – HINWEISE 
Zum Bezug der EiÜ genügt eine kurze Nachricht an bruessel@eu.anwaltverein.de unter Angabe des 
örtlichen Anwaltvereins. Die EiÜ ist auch im Internet abzurufen (im pdf-Format) unter: 
http://www.anwaltverein.de/leistungen/europa-im-ueberblick. Für einen französischen oder spanischen 
Überblick über anwaltsrelevante EU-Themen („Europe en bref“ bzw. „Europa en breve“) wenden Sie 
sich bitte an unsere Kollegen von der Délégation des Barreaux de France unter dbf@dbfbruxelles.eu 
bzw. vom Consejo General de la Abogacía Española unter bruselas@abogacia.es. 
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